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Sehr geehrter Herr Dr. Neuhold! 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

1 Unsere Mandanten, die Leibnitzerfeld Wasserversorgung GmbH und der Wasserverband 
Leibnitzerfeld Süd danken dafür, dass ihnen mit Schreiben des Landeshauptmannes der Stei-
ermark vom 13.04.2012, FA13A-30.00-82/2010-33 Gelegenheit gegeben wurde, zu dem damit 
übermittelten Verordnungsentwurf („Regionalprogramm Grundwasserkörper Graz bis Bad 
Radkersburg“) Stellung zu nehmen und damit am Begutachtungsverfahren teilzunehmen. 

2 Diese Gelegenheit nehmen unsere Mandanten, die uns damit beauftragten und dazu bevoll-
mächtigten, hiermit wie folgt zeitgerecht und gerne wahr: 

Grundsätzliche Erwägungen 

3 Unsere Mandanten verfügen bekanntermaßen über Brunnen, mit denen aus dem Grundwas-
serkörper „Leibnitzerfeld“ (GK100098) Wasser für Zwecke der Trinkwasserversorgung von 
rund 140.000 Einwohnern im Leibnitzerfeld und in daran anschließenden Gebieten (davon ca 
100.000 Einwohner im Versorgungsbereich der Leibnitzerfeld Wasserversorgung GmbH und ca 
40.000 Einwohner im Versorgungsbereich des Wasserverbandes Leibnitzerfeld Süd) gewonnen 
wird. 

4 Unsere Mandanten sind daher in höchstem Maß nicht nur daran interessiert, dass der „gute 
Zustand“ dieses Grundwasserkörpers erhalten und nötigenfalls wiederhergestellt wird: In erster 
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Linie sind unsere Mandanten daran interessiert, dass es ihnen möglich ist, aus diesem Grund-
wasserkörper Wasser zu entnehmen, das den allgemein und zu Recht von der Bevölkerung 
vorausgesetzten und im Speziellen in der Trinkwasserverordnung geregelten Qualitätsanforde-
rungen entspricht. Dazu wird im Besonderen auf die eindeutigen gesetzlichen Vorgaben in 
§ 30 Abs 1 WRG verwiesen, wonach Grundwasser so rein zu halten ist, dass es [und zwar ohne 
Aufbereitung!] als Trinkwasser verwendet werden kann. 

5 Eine dementsprechend hohe – gesetzlich geforderte – Qualität des Grundwassers hat daher für 
unsere Mandanten höchste Priorität. Sie sicherzustellen ist auch eine der hervorragenden Auf-
gaben der Wasserrechtsbehörden, somit vor allem des Landeshauptmannes der Steiermark, 
wenn er die ihm nach dem Wasserrechtsgesetz übertragenen Kompetenzen rechtmäßig aus-
üben und pflichtgemäß erfüllen will, wovon unsere Mandanten ausgehen. 

6 Daher begrüßen unsere Mandanten, dass mit dem geplanten Regionalprogramm das Ziel 
verfolgt wird, (ua) den guten Zustand der Grundwasservorkommen des Grundwasserkörpers 
„Leibnitzer Feld“ zu sichern und erhalten und die damit geplante Widmung der Grundwasser-
körper vorzugsweise zur Trinkwassergewinnung. 

7 An dieser Stelle sei auch dafür Dank gesagt, dass der dem vorliegenden Verordnungsentwurf 
vorhergehende Prozess transparent und unter Einbeziehung all derjenigen ablaufen konnte, 
deren Interessen durch die geplante Verordnung maßgeblich berührt sind. 

8 In Anbetracht der im Leibnitzerfeld teilweise gemessenen erschreckenden Nitratwerte im 
Grundwasser (wie der Darstellung in den Erläuternden Bemerkungen zur geplanten Verord-
nung zu entnehmen ist: bis zu 86,9 mg/l – nur die scheinbar aufgrund der aktuellen rechtli-
chen Sichtweise vorherrschende, auf einen groben Raster bezogene, „durchschnittliche“ Be-
trachtungsweise bedingt wohl die Einstufung des Grundwasserkörpers als in einem „guten 
Zustand“ befindlich) wird die geplante Verordnung auch insoweit begrüßt, als damit die „land- 
und forstwirtschaftliche Nutzung noch näher an einen nachhaltigen Grundwasserschutz her-
angeführt“ werden soll. 

9 Es wäre allerdings geboten, dass sich der Verordnungsgeber ein ambitionierteres Ziel setzt: die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung mit nachhaltigem Grundwasserschutz in Einklang 
zu bringen! 

10 Dieses Ziel könnte nach der Auffassung unserer Mandanten mit der geplanten Verordnung 
allerdings verfehlt werden. 

11 Daher sind unsere Mandanten (nach wie vor) – entschieden – der Auffassung, dass die geplan-
te Verordnung – neben den ohnehin vorgesehenen – folgende (zusätzliche und geänderte) 
Regelungen enthalten muss: 

• Bestimmungen, die dazu führen, dass weiterhin in ausreichendem Ausmaß winterharte 
Gründecken anzulegen sind, angelegt werden und lange genug Bestand haben, müssen 
eingefügt werden. Denn es ist nachgewiesen, dass eine durchgängige Begrünung von 
Schwarzbrachen (sei es mit einer winterharten Gründecke oder mit dem Anbau einer 
Sommerzwischenfrucht) in Kombination mit sogenannter „Minimalbodenbearbeitung“ die 
Versickerung von Stickstoff in das Grundwasser erheblich vermindert (auf die der Behörde 
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in diesem Zusammenhang vorliegenden wissenschaftlichen Arbeiten darf verwiesen wer-
den). 

• Bestimmungen sind zu ergänzen, wonach mit den von den Landwirten aufzuzeichnenden 
Daten (vgl § 3 Abs 4 Z 4 des Verordnungsentwurfes) für jedes Kalenderjahr vor der ersten 
Ausbringung von Dünger im Folgejahr eine schlagbezogene Stickstoffbilanzierung vor-
zunehmen ist, um damit die Kontrolle der Einhaltung der Regeln der Richtlinien für die 
sachgerechte Düngung zu ermöglichen. Vorzusehen wäre außerdem, dass ein Stickstoff-
überschuss, der sich aus dieser Bilanzierung ergibt, nach Maßgabe der für die Folgejahre 
vorgesehenen Bewirtschaftung durch eine angemessene Reduktion der folgenden Dün-
gergaben zu berücksichtigen ist. Dazu müsste auch vorgesehen werden, dass unter Be-
rücksichtigung des atmosphärischen Stickstoffeintrages bei einem Durchrechnungszeit-
raum von maximal fünf Jahren ein Bilanzüberschuss von insgesamt 125 kg Stickstoff pro 
Hektar nicht überschritten werden darf. Soweit ersichtlich müsste die Landwirtschaft zur 
Stickstoffbilanzierung in diesem Sinne ohne erheblichen Mehraufwand ohne weiteres in 
der Lage sein. Dadurch würde für den Landwirt (Eigenkontrolle) auch ersichtlich, dass er 
gegebenenfalls übermäßig düngt. Auch für die Fremdkontrolle wäre der Aufwand damit 
geringer. 

• Die in § 3 Abs 5 Z 1 des Verordnungsentwurfes vorgesehene Bestimmung, wonach die 
Ausbringung von stickstoffhältigen Düngemitteln beim Anbau von Mais und Hackfrüchten 
bloß zwischen 01. August und 01. April und beim Anbau anderer Kulturen bloß zwischen 
01. September und 15. Februar wasserrechtlich bewilligungspflichtig wäre, muss dahinge-
hend geändert werden, dass Bewilligungspflicht beim Anbau von Mais und Hackfrüchten 
schon dann besteht, wenn die Ausbringung zwischen 01. August und 05. April erfolgt, 
beim Anbau anderer Kulturen, wenn der Anbau zwischen 01. August und 15. Februar er-
folgt. 

• Entgegen der in § 3 Abs 5 Z 2 und Z 3 des Verordnungsentwurfes enthaltenen Bestim-
mungen, muss vorgesehen werden, dass Düngergaben, die über dem Ansatz der Er-
tragslage „niedrig“ liegen, wasserrechtlich bewilligungspflichtig sind. Zwar wird nicht 
verkannt, dass es im geographischen Anwendungsbereich der geplanten Verordnung Bö-
den (in nicht zu vernachlässigendem Ausmaß) gibt, die den Ansatz einer mittleren Ertrags-
lage erlauben. Das zu prüfen und gegebenenfalls zu bestätigen, sollte aber der Wasser-
rechtsbehörde im Bewilligungsverfahren obliegen. Ansonsten ist zu befürchten, dass bei 
den ebenfalls in nicht zu vernachlässigendem Ausmaß vorhandenen Böden, die einen An-
satz der Ertragslage „mittel“ nicht zulassen, dennoch dieser Ansatz herangezogen und da-
mit übermäßig Nitrat in das Grundwasser emittiert wird. 

• Bestimmungen, die es ausschließen, dass eine Düngung von (bloßen) Gründecken 
erfolgt, sind geboten. Das ist durch die derzeit in § 3 Abs 5 der geplanten Verordnung 
vorgesehene Bestimmung nicht gewährleistet, weil sie nicht als „Kulturen“ (vgl § 3 Abs 3 
Z 1 des Verordnungsentwurfes) verstanden werden könnten. Insoweit wäre zumindest ei-
ne Klarstellung geboten, besser aber ein Verbot der Düngung. 

12 Wie bereits erwähnt, hegen unsere Mandanten ansonsten begründet die Befürchtung, dass 
sich die Landwirtschaft zwar möglicherweise dem nachhaltigen Grundwasserschutz annähert, 
damit aber trotz der geplanten Verordnung nicht im Einklang stehen wird, selbst wenn die in 
der Verordnung enthaltenen Regeln lückenlos eingehalten und auch durchgesetzt werden. 
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13 Zu befürchten ist ansonsten auch, dass die Nitratwerte im Grundwasser, das unsere Mandan-
ten fördern, – jedenfalls zeitweilig – wieder steigen und der Grenzwert für Trinkwasser über-
schritten wird. 

Anmerkungen zu einzelnen Passagen des geplanten Verordnungstextes 

14 Im Einzelnen wären aus unserer Sicht (außerdem) folgende Korrekturen und Ergänzungen des 
Verordnungstextes geboten: 

Titel 

15 Wir regen an, schon im Titel der Verordnung hervorzuheben, dass die geplante Verordnung 
nicht nur zum Schutz bestimmter Grundwasserkörper dient, sondern auch dem Schutz der 
„allgemeinen Wasserversorgung“. Nach den Worten „Unteres Murtal“ und vor dem Wort „er-
lassen“ wäre daher folgende Wortfolge einzufügen: „sowie zum Schutz der allgemeinen Was-
serversorgung“. 

§ 1 Ziel 

16 In § 1 Abs 2 der geplanten Verordnung wird angeordnet, dass bei der Handhabung der §§ 9, 
10, 21, 21a, 28 bis 38 und 112 WRG im gesamten Maßnahmengebiet darauf zu achten ist, dass 
die Ziele gemäß § 1 Abs 1 der geplanten Verordnung erreicht und die Beschaffenheit des 
Grundwassers nicht nachteilig beeinflusst wird. 

17 Die Liste der Bestimmungen, bei deren Handhabung in diesem Sinne achtsam zu verfahren ist, 
wäre zumindest um die §§ 8, 11 bis 13, 16, 17, 20, 27, 39 bis 41, 50, 60 bis 72, 102 bis 111a 
und 120 sowie 130 bis 136 WRG zu ergänzen. Denn auch bei der Handhabung dieser, vor-
nehmlich für wasserrechtliche Bewilligungen maßgeblichen Bestimmungen, wäre das ange-
strebte Ziel besonders zu berücksichtigen, damit die angestrebten Ziele nicht verfehlt werden. 

18 Im Hinblick auf die Widmung der in § 1 Abs 1 der geplanten Verordnung genannten Grund-
wasserkörper vorzugsweise für die Trinkwassergewinnung wäre es auch geboten, in § 1 Abs 2 
der geplanten Verordnung klarzustellen, dass nicht nur die Grundwasserkörper und deren Be-
schaffenheit generell nicht nachteilig beeinflusst werden dürfen, sondern auch – und im Be-
sonderen – die in diesem Grundwasserkörpern gelegenen Wasservorkommen, jedenfalls so-
weit sie der allgemeinen Wasserversorgung dienen und dienen können. 

19 Wir schlagen daher vor den zweiten Halbsatz des § 1 Abs 2 der geplanten Verordnung (nach 
den Worten „darauf zu achten“ wie folgt zu formulieren: „… dass die Ziele gemäß Abs. 1 er-
reicht, die Beschaffenheit des Grundwassers nicht nachteilig beeinflusst wird und das in den 
geschützten Grundwasserkörpern vorhandene Grundwasser so rein gehalten wird, dass es als 
Trinkwasser verwendet werden kann.“ 

§ 3 Anordnungen für das gesamte Maßnahmengebiet 

20 Es wurde bereits aufgezeigt (vgl dazu oben Rz 11), dass gerade im Bereich der in § 3 der 
geplanten Verordnung vorgesehenen Regelungen Defizite und Ergänzungsbedarf bestehen. 

21 Unabhängig davon wird es jedoch als kontraproduktiv angesehen, dass in § 3 Abs 1 der ge-
planten Verordnung vorgesehen ist, bei Einhaltung der Inhalte der in § 3 Abs 2 angeführten 
Regelungen und bei Berücksichtigung der in § 3 Abs 4 angeführten Bewirtschaftungsanord-
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nungen gelte die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung „bis zum Beweis des Gegenteils 
als geringfügige Einwirkung auf die Grundwasserqualität“. 

22 Diese Bestimmung folgt zwar dem Text des § 32 Abs 1 WRG. Für Grundwasserkörper, die 
vorzugsweise der Trinkwassergewinnung gewidmet sein sollen und daher erhöhten Schutz 
genießen sollen und müssen, was im Hinblick auf den in der Region gegebenen und voraus-
sichtlich weiter steigenden Trinkwasserbedarf unabdingbar ist, wäre es vielmehr geboten § 3 
Abs 1 der geplanten Verordnung folgendermaßen zu formulieren: „Die land- und forstwirt-
schaftliche Bodennutzung im Sinne des § 32 Abs. 1 und 7 WRG 1959 gilt jedenfalls dann als 
mehr als geringfügige Einwirkung und nach § 32 WRG 1959 bewilligungspflichtige Beeinträch-
tigung des Grundwassers, wenn die Inhalte der in Abs. 2 angeführten Regelungen missachtet 
werden und den in Abs. 4 angeführten Bewirtschaftungsanordnungen nicht entsprochen 
wird.“ 

23 Vor allem im Hinblick darauf, dass das „Aktionsprogramm 2008“ mittlerweile während des 
laufenden Begutachtungsverfahrens geändert wurde (vgl Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 
04.05.2012, Nr 087, Seite 32), sollte in § 3 Abs 2 der geplanten Verordnung klargestellt wer-
den, dass es sich dabei um keine dynamische Verweisung handelt. Bei den in § 3 Abs 2 Z 2 
und 3 der geplanten Verordnung genannten Richtlinien ergibt sich das ohnedies daraus, dass 
bestimmte Auflagen dieser Richtlinien genannt werden, beim „Aktionsprogramm 2008“ könn-
ten aber Missverständnisse entstehen. 

24 Ergänzend sollte in § 3 Abs 1 der geplanten Verordnung auch klargestellt werden, dass bei 
Divergenzen zwischen den in § 3 Abs 2 der geplanten Verordnung genannten Regelung dasje-
nige einzuhalten ist, was eher eine Beeinträchtigung der Grundwasserqualität hintanhält. 

25 Dafür wird zu § 3 Abs 1 der geplanten Verordnung folgende Ergänzung vorgeschlagen: 
„Bestehen Divergenzen zwischen den Inhalten der in Abs. 2 angeführten Regelungen, ist das 
zu beachten, was eine geringere Beeinträchtigung der Grundwasserqualität erwarten lässt.“ 

26 § 3 Abs 4 Z 2 der geplanten Verordnung sollte dahingehend abgeändert werden, dass zwi-
schen Düngergaben mit gleichen Nährstoffen ein Abstand von mindestens vier Wochen einzu-
halten ist, nicht nur ein Abstand von drei Wochen. 

27 Auf die oben bereits als erforderlich genannten Bestimmungen zur Ergänzung des § 3 Abs 4 
der geplanten Verordnung (Rz 11, Punkt 2. [Schlagbezogene Stickstoffbilanzierung]) wird an 
dieser Stelle nochmals hingewiesen. 

28 Gleichermaßen wird zu § 3 Abs 5 Z 1, Z 2 und Z 3 des Verordnungsentwurfes auf die oben 
bereits genannten Erfordernisse verwiesen (Rz 11, Punkte 3. und 4.) 

29 Um Missverständnisse zu vermeiden, sollte den in § 3 Abs 5 Z 1 genannten Bewilligungspflich-
ten für die Ausbringung von stickstoffhältigen Düngemitteln außerdem folgender Text, als wei-
tere Aufzählung hinzugefügt werden: „ – wenn die Düngergabe nicht zum Anbau der oder in 
die Hauptkultur erfolgt, unabhängig vom Ausbringungszeitpunkt.“ 

30 Zu § 3 Abs 6 der geplanten Verordnung (erste Aufzählung) wird darauf hingewiesen, dass mit 
der unter http://www.baes.gv.at/pflanzenschutzmittel/pflanzenschutzmittelregister zugängli-

http://www.baes.gv.at/pflanzenschutzmittel/pflanzenschutzmittelregister
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chen Online-Suche eine Abfrage der nach diesen Kriterien zulässigen oder unzulässigen Mitteln 
nicht bewerkstelligt werden konnte. 

31 Es wird davon ausgegangen, dass die in der Verordnung genannten Kriterien („Hinweis, dass 
der Einsatz in Schutz- und Schongebieten oder im Einzugsgebiet einer Trinkwasserversor-
gungsanlage nicht empfehlenswert oder verboten ist“) zeitgerecht aus dem öffentlichen Teil 
des Pflanzenschutzmittelregisters ersichtlich sein wird, ansonsten die vorgesehene Regelung ins 
Leere gehen würde. In diesem Fall bestünden erhebliche Bedenken aus rechtsstaatlicher Sicht 
dagegen, allein auf eine Kundmachung im Amtsblatt zur Wiener Zeitung (welches Rechtsak-
tes?) zu vertrauen. 

§ 4 Zusätzliche Anordnungen für die Maßnahmengebiete 2 

32 Nach dem Entwurf der erläuternden Bemerkung zur geplanten Verordnung seien die dort für 
die Maßnahmengebiete 2 aufgelisteten Bewilligungspflichten dazu gedacht, dass über die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung hinausgehende Maßnahmen und Tätigkeiten die Be-
schaffenheit des Grundwassers im Einzugsgebiet der jeweiligen Wasserversorger chemisch und 
mengenmäßig nicht negativ beeinflussen. Es sei versucht worden, Mehrfachgenehmigungen 
zu vermeiden. 

33 Die Schongebietsverordnungen, die nun aufgehoben werden sollen (vgl zB die Verordnung 
des Landeshauptmannes der Steiermark vom 21.11.1990, LGBl 1990/86 idgF), enthalten zum 
Teil wesentlich genauere Regelungen darüber, welche Maßnahme einer (eigenen) wasserrecht-
lichen Bewilligung bedürfen oder unzulässig sind. 

34 Das gilt vor allem auch für Maßnahmen auf „abgesenkten Flächen“ (Flächen, die durch künstli-
che Eingriffe, meist Trockenbaggerungen, unter dem angrenzenden natürlichen Niveau gele-
gen sind) und für Nassbaggerungsbereiche. So ist es ua besonders wichtig, für folgende Maß-
nahmen (Nutzungen, Anlagen usw) in Zusammenhang mit Trocken- und Naßbaggerungen 
klare Regelungen zu verordnen: Errichtung von Anlagen, Fischerei, Bade- und Freizeitnutzun-
gen und Nutzung von abgesenkten Flächen im Allgemeinen. 

35 Es ist davon auszugehen, dass diese Regelungen in den Schongebietsverordnungen aus guten 
Gründen enthalten waren. Es wird allerdings ebenso davon ausgegangen, dass im Zuge der 
Vorbereitungen für die geplante Verordnung mit größter Sorgfalt geprüft wurde, ob und in-
wieweit diese Anordnungen entbehrlich sind und der Grundwasserschutz durch ohnedies be-
stehende Genehmigungspflichten und durch den Vollzug der jeweils relevanten 
Materiengesetze durch die dafür zuständigen Behörden dennoch gewährleistet ist. 

36 Es wird auch davon ausgegangen, dass im Besonderen die Behörden, die mit dem Vollzug 
anderer Materiengesetze als dem Wasserrechtsgesetz befasst sind und nun verstärkt Augen-
merk auf den Grundwasserschutz zu legen haben, entsprechend informiert und die dort täti-
gen Personen ausreichend geschult werden. 

37 Vor allem müsste darauf aufmerksam gemacht werden, und zwar nicht nur gegenüber diesen 
Behörden, sondern auch gegenüber der Öffentlichkeit generell, dass ein Großteil der bisher in 
den Schongebieten verbotenen oder gesondert wasserrechtlich bewilligungspflichtigen Maß-
nahmen ohnedies auch auf Basis gesetzlicher Bestimmungen (vgl insbesondere § 32 WRG) nur 
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mit behördlicher Bewilligung zulässig sind und die Aufhebung der Schongebietsverordnungen 
nicht bedeutet, dass nun dafür Bewilligungsfreiheit herrsche. 

38 Gerade in der ersten Zeit nach Inkrafttreten der geplanten Verordnung werden wohl auch 
verstärkte Kontrollen erforderlich sein. 

§ 5 Parteistellung 

39 Gerade deswegen, weil § 4 der geplanten Verordnungen eine wesentlich geringere Zahl von 
Tatbeständen enthält, die Verbote und (eigene) wasserrechtliche Bewilligungspflichten bedeu-
ten, ist es eminent wichtig, dass das Interesse der in dem gesamten Maßnahmengebiet tätigen 
Wasserversorgungsunternehmen an der Erhaltung und Sicherung des guten Zustandes der 
durch die geplante Verordnung geschützten Grundwasserkörper als rechtliches Interesse aner-
kannt wird. 

40 Es wird in diesem Zusammenhang allerdings als erforderlich angesehen, den ersten Absatz des 
§ 5 der Klarheit wegen folgendermaßen zu formulieren: „Das Interesse derjenigen Personen, 
die Wasserversorgungsanlagen in den Maßnahmengebieten nach § 2 betreiben, an der 
Erhaltung und Sicherung des guten Zustandes der durch diese Verordnung geschützten 
Grundwasserkörper und daran, dass die Beschaffenheit des Grundwassers in diesen 
Grundwasserkörpern nicht beeinträchtigt wird, wird als rechtliches Interesse anerkannt.“ 

Abschließende Hinweise 

41 Wir erlauben uns auch darauf hinzuweisen, dass unsere Bedenken gegen den vorliegenden 
Verordnungsentwurf auch von sachverständiger Seite geteilt werden. Zum Beleg dafür legen 
wir diesem Schreiben ein Gutachten des gerichtlich beeideten Sachverständigen, Herrn Hofrat 
Dr. Alois Bernhart vom 30.04.2012 bei, der, würde der vorliegende Entwurf (ohne zusätzliche 
Maßnahmen – solche werden in diesem Schreiben vorgeschlagen) als Verordnung erlassen 
werden, eine erhebliche Abschwächung des bislang geltenden Schutzniveaus gegenüber Ver-
unreinigungen durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen sieht und mit einer starken Zu-
nahme der Nitrateinträge in das Grundwasser im Laufe der nächsten zwei bis drei Jahre rech-
net. 

42 Wir ersuchen daher abschließend dringend um Berücksichtigung unserer Vorschläge und 
generell um wohlwollende Behandlung der Anliegen unserer Mandanten und generell der 
Unternehmen, die im Bereich der öffentlichen Wasserversorgung tätig sind. 

 
 
 
 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Kaan Cronenberg & Partner, Rechtsanwälte 
(Dr. Gerhard Braumüller) 
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